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Beratungsfolge Datum Behandlung Zuständigkeit 
    

Dienstberatung OB 27.03.2017 nicht öffentlich Vorberatung 

Ausschuss für Soziales, Arbeitsmarkt und 

Gleichstellung 

17.05.2017 nicht öffentlich Vorberatung 

Ausschuss für Finanzen, Liegenschaften, 

Rechnungsprüfung und Vergaben 

31.05.2017 nicht öffentlich Vorberatung 

Stadtrat 14.06.2017 öffentlich Entscheidung 
    

 

 

Beschlussvorschlag 

Der Stadtrat beschließt die in Anlage 1 beigefügte Benutzungsgebührensatzung für öffentliche 

Einrichtungen bei der Unterbringung besonderer Bedarfsgruppen in der Landeshauptstadt Erfurt 

(Unterbringungsgebührensatzung). 

 

 

 

 

27.03.2017, gez. A. Bausewein   

Datum, Unterschrift 

 

  

 

05 Amt für Soziales und Gesundheit 

   Der Oberbürgermeister 

Titel der Drucksache: 

Benutzungsgebührensatzung für öffentliche 

Einrichtungen bei der Unterbringung 

besonderer Bedarfsgruppen in der 

Landeshauptstadt Erfurt 

(Unterbringungsgebührensatzung) 

 

Drucksache 0462/17 
 

Stadtrat 

Entscheidungsvorlage 

 

öffentlich 
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Nachhaltigkeitscontrolling x Nein  Ja, siehe Anlage Demografisches Controlling x Nein  Ja, siehe Anlage 

Finanzielle Auswirkungen  Nein x Ja → Nutzen/Einsparung x Nein  Ja, siehe Sachverhalt 

  ↓ Personal- und Sachkosten (in EUR) /  

Personalkosteneinsparung (in VbE) 

Deckung im Haushalt  Nein x Ja Gesamtkosten  EUR 

   ↓ 
 

 2017 2018 2019 2020 

Verwaltungshaushalt Einnahmen 

43500.11000 

43610.11000 

 

800.000 

968.000 

 

EUR 

EUR 

 

800.000 

968.000 

 

EUR 

EUR 

 

800.000 

968.000 

 

EUR 

EUR 

 

800.000 

968.000 

 

EUR

EUR 

Verwaltungshaushalt Ausgaben  EUR  EUR  EUR  EUR 

Vermögenshaushalt Einnahmen  EUR  EUR  EUR  EUR 

Vermögenshaushalt Ausgaben  EUR  EUR  EUR  EUR 

 

  Deckung siehe Entscheidungsvorschlag 

 

Fristwahrung 

x Ja  Nein 

 

 

Anlagenverzeichnis 

Anlage 1: Benutzungsgebührensatzung für öffentliche Einrichtungen bei der Unterbringung 

besonderer Bedarfsgruppen in der Landeshauptstadt Erfurt (Unterbringungsgebührensatzung) 

Anlage 2: Erläuterungen zur Kalkulation (nicht öffentlich) 

Anlage 3: Kalkulation Teil 1(nicht öffentlich) 

Anlage 4: Kalkulation Teil 2 (nicht öffentlich) 

Anlage 5: Kalkulation Teil 3 (nicht öffentlich) 

Anlage 6: Vorabwürdigung Landesverwaltungsamt (nicht öffentlich) 

 

(Die Anlagen 2 bis 6 liegen in den Fraktionen und im Bereich OB zur Einsichtnahme aus.) 

 

 

 

 

Sachverhalt 

Für die Benutzung der Obdachlosenunterkünfte der Stadt Erfurt werden derzeit 

Benutzungsgebühren auf der Grundlage der Obdachlosenunterkunftsgebührensatzung vom 

01.11.2010 erhoben. Durch das Amt für Soziales und Gesundheit erfolgte eine Überprüfung der 

Angemessenheit der Gebühren.  

 

Mit der  Drucksache 1911/16 hat das Amt für Soziales und Gesundheit dazu einen neuen 

Satzungsentwurf einschließlich Neukalkulation  entsprechend der angelegten Beratungsfolge zur 

Beschlussfassung vorgelegt. Das Amt für Soziales und Gesundheit hat zudem eine Vorabwürdigung 
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des Satzungsentwurfes beim Landesverwaltungsamt im Vorfeld der Beschlussfassung erbeten. 

Seitens des  Landesverwaltungsamtes wurde im Rahmen der Vorabwürdigung 

Überarbeitungsbedarf angezeigt und gebeten die Unterbringungsgebührensatzung in der 

vorgelegten Form nicht zu beschließen. Aus diesem Grund wurde die Beschlussfassung der 

Drucksache 1911/16 im Stadtrat am 01.02.2017 vertagt.  

 

Durch das Amt für Soziales und Gesundheit erfolgte zusammen mit dem Rechtsamt und in 

Abstimmung mit dem Landesverwaltungsamt eine entsprechende Überarbeitung. Das 

Landesverwaltungsamt hat die in Anlage 1 befindliche Unterbringungsgebührensatzung bestätigt 

(vgl. dazu Anlage 6). 

 

Aufgrund der besseren Übersichtlichkeit gegenüber einem Änderungsantrag zur Drucksache 

1911/16 wird die Unterbringungsgebührensatzung in dieser Drucksache neu zur Beschlussfassung 

vorgelegt. Die grundlegende  inhaltliche Ausgestaltung der Unterbringungsgebührensatzung hat 

sich durch die Überarbeitung nicht geändert, daher werden in der folgenden Übersicht nur die 

wichtigsten Änderungen erläutert und es wird auf den Sachverhalt der Drucksache 1911/16 

verwiesen.  

 

Änderung Fundstelle 

alt 

Fundstelle 

neu 

Erläuterung 

Das Rubrum wurde 

aktualisiert und gekürzt. 

Rubrum Rubrum In der Beratungsfolge hat sich die 

ThürKO geändert. 

§ 1 Abs. 2 wurde neu gefasst,  

um auch eine Gebühr für 

Nichtwohnungslose in einer 

Notlage erheben zu können. 

§ 1 Abs. 2 § 1 Abs. 2  

§ 2 wurde neu eingefügt. - § 2 Zur Klarstellung der Bestandteile 

der Gebühr wurde der 

Gebührentatbestand eingefügt.  

Generell wurde die 

Begrifflichkeit 

Gebührenschuld 

aktualisiert. 

-  gesamte 

Satzung 

Der verwendete Rechtsbegriff 

Gebührenpflicht wurde durch die 

im ThürKAG verwendete 

Begrifflichkeit  Gebührenschuld 

ersetzt. 

Im Rahmen des Beginns der 

Gebührenschuld wird auf 

den Tatbestand der 

Inanspruchnahme 

abgestellt. 

§ 2 Abs. 3 § 3 Abs. 2  

 

Die Anregungen des Landesverwaltungsamtes zum Kalkulationszeitraum (neu 2017 bis 2020), zur 

Vergleichbarkeit der Zahlenangaben sowie zur Berücksichtigung von Nebenleistungen bei der 

Ausstattung / Möblierung wurden berücksichtigt. Es ergeben sich dadurch abweichende 

Gebührensätze gegenüber der Kalkulation im Rahmen der Drucksache 1911/16.  
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